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Zur Bindungswirkung der ausgeurteilten Haftungsquote im zivilrechtlichen Schadenser-
satzprozess des Versicherten im Rahmen der Regressklage des Rentenversicherungs-
trägers 
Zum Erwerbsschaden eines unmittelbar nach Abschluss einer Lehre Geschädigten 
Zur Prognoseentscheidung über die zukünftige berufliche Entwicklung eines jungen Ge-
schädigten 
 
§§ 116, 118, 119, 12 Abs. 2 SGB X, § 823 BGB, §§ 7 StVG, § 3 Nr. 1 PflVG a. F. 
 
Urteil des Saarländischen OLG vom 18.01.2018 – 4 U 50/16 – 
Abänderung des Urteils des LG Saarbrücken vom 22.03.2016 – 4 O 22/11 –   
 

Die Klägerin macht als Trägerin der gesetzlichen Rentenversicherung gegen die Beklagten 
als Gesamtschuldner auf sie nach den §§ 116, 119 SGB X übergegangene Schadensersatz-
ansprüche in Höhe von mehr als 47.000 € aus einem Verkehrsunfall ihres Versicherten vom 
01.04.1999 geltend. Unfallbeteiligt waren der Streithelfer als Fahrer eines Kraftrades (im Fol-
genden: Versicherter) und der Beklagte zu 1 (Fahrer und Halter des Kfz); die Beklagte zu 2 ist 
dessen Haftpflichtversicherer. 
Der Versicherte erlitt bei dem Verkehrsunfall zahlreiche polytraumatische Verletzungen. 
Unter Annahme einer Haftungsquote von 50% wurde dem Versicherten mit Urteil des Saar-
ländischen OLG vom 16.07.2002 Schadensersatz und Schmerzensgeld zugesprochen. Die Be-
klagte zu 2 regulierte diesen Schaden und weitere Ansprüche in der Folgezeit bis zum 
30.09.2004. Der 1977 geborene Versicherte hatte vor dem Unfall eine Lehre als Kfz-Mechani-
ker nach seinem Hauptschulabschluss beendet und vor dem Unfall seinen Zivildienst ab-
solviert. Nach dem Unfall war der Versicherte bis zum 30.09.2004 arbeitslos, vom 01.10.2004 
bis 30.11.2007 arbeitete er als Aushilfe im Versicherungsbüro seines Vaters, danach war er 
erneut arbeitslos. Die Klägerin gewährte dem Versicherten vom 01.11.1999 bis zum 31.12.2001 
eine Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, vom 01.01.2002 bis zum 30.11.2006 Rente wegen Be-
rufsunfähigkeit und seit 01.12.2006 Rente wegen voller Erwerbsminderung. 
Das OLG erachtet die Berufung der Beklagten als unbegründet und die Anschlussberufung 
der Klägerin als in vollem Umfang begründet. Das LG habe zu Recht eine Schadensersatz-
verpflichtung der Beklagten gegenüber dem Versicherten mit einer Haftungsquote von 50% 
nach § 823 BGB, §§ 7, 11, 17 StVG und § 3 PflVG a. F. angenommen. Diese Haftungsquote 
sei gemäß § 118 SGB X zunächst nicht für die Haftung der Beklagten gegenüber der Klä-
gerin zugrunde zu legen, denn im vorangegangenen Schadensersatzprozess zwischen den 
Unfallbeteiligten seien nur einzelne Schadenspositionen geltend gemacht worden und die Haf-
tungsquote sei nur eine Vorfrage dazu gewesen. Auch § 325 ZPO führe zu keinem anderen 
Ergebnis. Dass die Beklagten auch gegenüber der Klägerin mit einer Haftungsquote von 50% 
hafteten, ergebe sich vielmehr daraus, dass sich die Beklagten den diesbezüglichen Vor-
trag der Klägerin zu eigen gemacht hätten (s. S. 11 des Urteils).  
Das LG habe den Leistungsbescheiden der Klägerin an den Versicherten zu Recht eine 
Bindungswirkung nach § 118 Abs. 1 SGB X auch für den vorliegenden Rechtsstreit zu-
gesprochen, denn das Zivilgericht sei gemäß § 118 SGB X an die unanfechtbaren Bescheide 
der Klägerin gebunden. Denn es solle verhindert werden, dass die Zivilgerichte anders über 
einen Sozialleistungsanspruch entschieden als die hierfür zuständigen Leistungsträger oder 
Gerichte. Nicht von der Bindungswirkung erfasst seien hingegen die zivilrechtlichen Vor-
fragen der Haftung, insbesondere die hier streitige Frage der Kausalität zwischen der Schädi-
gungshandlung und dem eingetretenen Schaden. Die Bindungswirkung der Bescheide ent-
falle auch nicht deshalb, weil die Beklagten nicht zum Verwaltungsverfahren des Versicherten 
hinzugezogen wurden. Die Voraussetzungen für eine notwendige Beteiligung nach  
§ 12 Abs. 2 S. 2 SGB X seien nicht gegeben gewesen, da die Bewilligung von Leistungen an 
den Versicherten keine rechtsgestaltende Wirkung für die Beklagten hatte (wird ausgeführt s. 
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S. 381). Die Voraussetzungen für eine einfache Hinzuziehung der Beklagten nach § 12 Abs. 
2 S. 1 SGB X hätten ebenfalls nicht vorgelegen, da die rechtlichen Interessen der Beklagten 
vom Ausgang des zivilrechtlichen Verfahrens des Versicherten nicht berührt wurden (wird aus-
geführt s. S. 382).  
Hingegen sei die Anschlussberufung der Klägerin erfolgreich. Der Forderungsübergang 
nach den §§ 116, 119 SGB X setze voraus, dass der Versicherte unfallbedingt den Verlust der 
rentenversicherungspflichtigen Tätigkeit erlitten hat und die Klägerin den Verlust der Renten-
beiträge ausgeglichen habe. Die Schadensersatzverpflichtung des § 842 BGB und des § 11 
StVG erstreckten sich auf die Nachteile, die der Versicherte durch die Beeinträchtigung seiner 
Erwerbsfähigkeit erlitt. Dabei komme jedoch der Arbeitskraft als solcher kein Vermögenswert 
zu, es müsse vielmehr durch die Beeinträchtigung der Arbeitskraft ein Vermögensschaden erst 
eintreten. Dies sei für die Jahre 2004 bis 2010 der Fall, da der Versicherte nicht mehr als Kfz-
Mechaniker habe arbeiten können (wird ausgeführt s. S. 383). Der Senat hält es unter Berück-
sichtigung aller Umstände für erwiesen, dass der Versicherte ohne den Unfall den Beruf eines 
Kfz-Mechanikers ausgeübt hätte; er hält die Erwerbsaussicht des Versicherten für hinrei-
chend überzeugend. Nach § 252 S. 2 BGB sei der Gewinn des Versicherten zu ermitteln, 
denn er beim gewöhnlichen Lauf der Dinge erzielt hätte. Für die Schadensschätzung benö-
tige der Richter aber greifbare Tatsachen, wie sich die Dinge ohne Schadensereignis entwi-
ckelt hätten (wird ausgeführt s. S. 385). Eine völlig abstrakte Schadensberechnung in Form 
eines Mindestschadens komme nach § 252 S. 2 BGB i.V.m. § 287 Abs. 1 ZPO nicht in Be-
tracht. Allerdings dürften insoweit keine allzu hohen Anforderungen gestellt werden, wenn 
der Geschädigte erst am Anfang seiner beruflichen Laufbahn stand. Verbleibenden Risiken, 
wie bspw. dem Arbeitsplatzverlust, könne durch Abschläge Rechnung getragen werden. 
Nach der Zeugenvernehmung sei davon auszugehen, dass der Versicherte nach seinem Zivil-
dienst im Autohaus Egler zu branchenüblichen Bedingungen angestellt worden wäre, weshalb 
dem Versicherten auf dieser Grundlage ein bezifferbarer Erwerbsschaden entstanden sei 
(wird ausgeführt s. S. 386). Diese Einschätzung werde nicht dadurch entkräftet, dass der Ver-
sicherte nach seinem Unfall zunächst keiner regelmäßigen Erwerbsarbeit nachgegangen sei; 
nachvollziehbar habe er seiner Genesung Vorrang eingeräumt. Auch die vorübergehende 
Abhängigkeit von Opiaten führe zu keiner anderen Einschätzung (wird ausgeführt s. S. 390). 
Es sei im Streitfall auch nicht gerechtfertigt, von dem konkreten Erwerbsschaden des Ver-
sicherten mit Blick auf etwaige Risiken und Unwägbarkeiten der Prognoseentscheidung einen 
Abschlag vorzunehmen (s. S. 392). Die Biografie des Versicherten vor und nach dem Unfall 
lasse keine Brüche erkennen. 
Schließlich habe der Versicherte auch nicht gegen seine Schadensminderungspflicht nach 
§ 254 BGB verstoßen. Zwar sei ein Geschädigter nach einem Schadensfall gehalten, die ihm 
verbliebene Arbeitskraft in zumutbarer Weise gewinnbringend zu nutzen und alle dafür notwen-
digen Maßnahmen zu ergreifen oder eine Umschulungsmaßnahme durchzuführen. Das Vorlie-
gen dieser Voraussetzungen müsse aber der Schädiger beweisen; hierzu fehle es an konkre-
tem Vortrag (s. S. 393, 395).  
Für die Ermittlung der Rentenversicherungsbeiträge, die der Versicherte unfallbedingt nicht 
erwirtschaften konnte, ist vom im Kfz-Gewerbe maßgeblichen Tariflohn auszugehen (wird 
ausgeführt s. S. 396). Ferner waren der Klägerin die Kosten für bewilligte Rehabilitations-
maßnahme (§15 SGB VI) zu ersetzen (wird ausgeführt s. S. 399). 
Der von der Klägerin geltend gemachte Zinsanspruch folge aus § 288 Abs. 1 BGB. 

 
Das Saarländische Oberlandesgericht hat mit Urteil vom 18.01.2018 – 4 U 50/16 –  
wie folgt entschieden: 
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